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„Wir kaufen den Kiez zurück“
Milieuschutz und Vorkaufsrecht als Ansätze einer postneoliberalen 
Wohnraumversorgung in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg?

1.	 Einleitung 

„Durch das Spalier der protestierenden Mieter mussten sie alle hin­
durch, die Baulöwen und Bestandsverwalter der Berliner Immo­
bilienbranche. Was draußen lautstark angeprangert wurde – das 
Profitmachen mit dem Grundbedürfnis Wohnen – war auch drinnen 
das Thema bei der zentralen Eröffnungsdiskussion.“ (TS 29.3.2017)

Dieser Auszug aus dem Berliner Tagesspiegel beschreibt die Situation um 
den jährlich stattfindenden Berliner Immobilienkongress, auf dem sich 
Vertreter_innen aus Politik und Wirtschaft über aktuelle Entwicklungen 
des Wohnungsmarktes austauschen. Vielmehr noch steht diese Situation 
exemplarisch für einen zentralen Konflikt, der in globalem Maßstab die 
Stadtentwicklung herausfordert: der Frage nach bezahlbaren Mieten und 
dem Recht auf Wohnen (Madden/Marcuse 2016). Mit der zunehmenden 
ökonomischen Inwertsetzung von Wohnraum und der verstärkten Dominanz 
von internationalen Finanzakteuren auf dem Immobilienmarkt verschiebt 
sich die Funktion des Wohnens vom Gebrauchsgut zum Verwertungs- und 
Investitionsgut. Während Vertreter_innen der Immobilienbranche freudig 
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bekanntgeben, dass Berlin „zum vierten Mal in Folge zum beliebtesten eu­
ropäischen Investitionsziel“ (W&R Media KG 2018) gekrönt wurde, fordern 
Mieter_innen bezahlbare Mieten, rechtlichen Schutz und Mitbestimmung 
(Vogelpohl et al. 2017).

Zeichneten sich die wohnungspolitischen Maßnahmen der letzten 
Jahrzehnte durch eine neoliberale Finanzialisierung aus (Heeg 2017, Aal
bers 2016), die eine Kommodifizierung von Wohnraum forcierte, wird ak­
tuell in der kritischen Wohnungsforschung vermehrt die Frage nach real
politischen Alternativen zur marktvermittelten Wohnraumversorgung und 
deren Umsetzung aufgeworfen (Aalbers/Christophers 2014, Schipper 2017, 
Balmer/Bernet 2015, Schönig/Kadi/Schipper2017, Balmer/Gerber 2017, 
Mullins/Moore 2018, PROKLA 191). Zudem wird in sozialwissenschaft­
lichen Debatten verstärkt über postneoliberale Strategien diskutiert, die 
nach Verschiebungen und Brüchen sowie politischen Möglichkeiten suchen, 
um über bestehende neoliberale Praktiken hinauszugehen (Brenner/Peck/
Theodore 2010, Brand/Sekler 2009, Elwood et al. 2016, Brand 2011, Yates/
Bakker 2014). Mit Bezug zur Wohnungsfrage umfasst der Begriff postneo­
liberal sämtliche Praktiken, „die den Warencharakter des Wohnens ein­
schränken“ (Schipper 2017: 8f.).

Einreihend in diese Debatte, wird in dem vorliegenden Artikel das postneo­
liberale Suchraster auf das Beispiel der Wohnungspolitik im Berliner Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg gerichtet. Dort wird jüngst unter rot-rot-grünem 
Senat und Grünen-Bezirksstadtrat verstärkt versucht, der Spekulation mit 
Wohnraum, steigenden Mieten und Verdrängungsprozessen entgegenzu­
wirken und eine gemeinwohlorientierte Versorgung zu gewährleisten. Dafür 
werden die Instrumente des Milieuschutzes und des Vorkaufsrechts zum 
Schutz der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung und der städtebaulich­
en Eigenart angewendet (Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg, BFK 2019).

Ob diese Werkzeuge es ermöglichen, Wohnraum zu dekommodifizie­
ren, und welche verschiedenen Akteur_innen und Konflikte bei der Umset
zung dieser Verordnungen auftreten, wird in diesem Beitrag mittels einer 
qualitativen Inhaltsanalyse von Zeitungsartikeln des Berliner Tagesspie­
gels, Pressemitteilungen des Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg sowie Ver
öffentlichungen von Mieter_innenorganisationen im Zeitraum von Januar 
2017 bis Juli 2018 untersucht. Die gewonnenen Ergebnisse werden in die 
Postneoliberalisierungsdebatte eingeordnet, mit dem Ziel, diese empirisch 
zu erweitern. 

2.	Krise des neoliberalen Urbanismus und  
neue Wohnungsfrage

Das Aufkommen der neuen Wohnungsfrage geht einher mit einer Krise 
des bis dato hegemonialen Regimes des neoliberalen Urbanismus. In die­
sem Regime wird die Stadtpolitik entlang der Prämissen der Privatisierung, 
Finanzialisierung und Eigenverantwortung ausgerichtet, wobei die stärkere 
Marktorientierung und Inwertsetzung von Wohnverhältnissen eine zentra­
le Rolle spielt (Heeg 2013, Mayer 2013). Durch die zunehmende Dominanz 
von finanzialisierten Akteur_innen, Märkten und Praktiken verschob sich 
die Funktion von Wohnraum immer weiter zur spekulativen Kapitalanlage 
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(Aalbers 2016). Mit dem Platzen der Immobilienblase 2007 implodierte dieses 
Konstrukt aus zu günstigen Krediten, verbrieften Hypotheken und fiktivem 
Kapital und führte in eine globale Banken- und Finanzkrise (Harvey 2011).

Aktuell sucht trotz, oder gerade in Folge der Erfahrungen der Finanzkrise, 
ein „globaler Pool aus flüssigem Kapital“ (Fernandez/Aalbers 2016: 84) weiter 
nach Anlagemöglichkeiten, um „jetzt an Orten und in Bereichen in Immobilien 
und Grund und Boden zu investieren, bei denen das Kartenhaus in Folge 
der Krise 2007ff. noch nicht zusammengefallen ist“ (Belina 2017a: 44). In 
Deutschland materialisiert sich diese Tendenz, zusätzlich katalysiert durch 
niedrige Zinsen und eine gute Arbeitsmarktsituation, in einem seit 2010 an­
haltenden Investitionsboom im Immobiliensektor, vor allem im hochpreisi­
gen Segment (Belina 2017b). So sind die Immobilienpreise in Deutschland 
seit 2010 um über 30 Prozent angestiegen, in den sieben größten Städten 
sogar um 80 Prozent[1] (Deutsche Bundesbank 2018). Gleichzeitig sind die 
Neuvermietungspreise um 25 Prozent respektive in den sieben Großstädten 
um 40 Prozent angestiegen (ebd.) und die Mietbelastung übersteigt in vielen 
Haushalten mehr als 30 Prozent des Einkommens. Dadurch verschärft sich 
die Versorgungslücke im Bereich des städtischen Wohnens, und in Deutsch
lands Großstädten fehlen bis zu zwei Millionen bezahlbare Wohnungen 
(Holm et al. 2018: 10, 84). Den regulatorischen Rahmen für diese Entwicklung 
setzte eine politisch unterstützte Finanzialisierung des nationalen Immobi
lienmarktes in den vergangenen dreißig Jahren. Dabei wurden kommunale 
Steuerungsmöglichkeiten aus der Hand gegeben, die soziale Wohnraumför
derung marktförmiger gestaltet und Eintrittsbarrieren für internationales 
Kapital abgebaut (Schönig/Kadi/Schipper 2017, Kockelkorn 2017).

Die Zuspitzung der neoliberalen Wohnraumpolitik und die damit verbun­
denen Konflikte führen zum verstärkten Aufkommen einer neuen Wohnungs
frage. In deren Rahmen fordern stadt- und mietenpolitischen Initiativen 
eine Abkehr von der neoliberalen Wohnraumversorgung und formulieren 
konkrete Vorschläge für sozial-orientierte Alternativen. Diese Forderungen 
und Vorschläge werden partiell von politischen Akteur_innen aufgegrif­
fen, die versuchen, über die Rekommunalisierung von Wohnraum, der 
Re-Regulierung von Mietrecht und städtebaulichen Restriktionen gegen 
Verdrängung und steigende Mieten zu intervenieren (Vollmer 2018, Schönig/
Kadi/ Schipper2017). Im Anschluss an diese Entwicklung wird innerhalb der 
kritischen Stadtforschung unter dem Stichwort neue Wohnungsfrage ak­
tuell diskutiert, wie wirksam die dabei angewendeten Instrumente sind und 
ob es sich aktuell um eine wirkliche Abkehr vom neoliberalen Paradigma 
der Wohnraumversorgung handelt. Dabei können Anne Vogelpohl und 
Tino Buchholz (2017), Lisa Vollmer und Justin Kadi (2018), Sebastian 
Schipper (2017) sowie Joscha Metzger und Schipper (2017) für die Fallbeispiele 
Hamburg, Berlin, Wien und Frankfurt am Main zwar Abweichungen „vom bis­
herigen Mainstream aus Deregulierung, Privatisierung und Vermarktlichung 
von Wohnraum“ (Schipper/Metzger 2017: 203) ausmachen. Allerdings „blei­
ben sie doch punktuell und beschränkt“ und eine „radikale Abwendung und 
Restrukturierung des Wohnungsbestands im Sinne eines bezahlbaren, markt­
fernen und demokratisch organisierten Systems erscheint mit den bisher er­
griffenen Maßnahmen nicht möglich“ (Vollmer/Kadi 2018). Während nach 
Metzger und Schipper „die einzelnen Ansätze nur in seltenen Fällen mit einer 
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kapitalistischen Verwertungslogik brechen“ (2017: 203), stellen Vogelpohl 
und Buchholz heraus, dass „[t]he primacy of property rights as a civil right is 
contested (not only in Hamburg)“ (2017: 14). Auch an dem Beispiel Hamburg 
argumentierend, kommt Moritz Rinn zu dem Ergebnis, dass die skizzierten 
Politiken „nicht in einer einfachen Opposition zu unternehmerisch-neolibera­
len stehen, sondern dass beide normativ-strategische Grundlagen teilen, die 
einen ‚Urbanismus der Ungleichheit‘ konstituieren“ (Rinn 2018: 10).

3.	Postneoliberalisierung der Wohnraumversorgung

Innerhalb dieser Diskussion kann das Konzept der Postneoliberalisierung 
als Referenz für die Abkehr von der hegemonialen neoliberalen Stadtpolitik 
dienen. Allgemein wird sich unter dem Begriff seit einigen Jahren mit 
der Suche nach Alternativen zur Neoliberalisierung auseinandergesetzt. 
Angestoßen durch einen politischen Linksruck in Lateinamerika in den 
1990er Jahren, wird im Zuge sich vertiefender Krisenprozesse des neoli­
beralen Finanzmarktkapitalismus, dem zunehmenden Legitimitätsverlust 
politischer Institutionen und von nicht-gelösten ökologischen Problemen 
in den letzten Jahren auch vermehrt in Europa und den USA die Frage 
nach Alternativen zur marktförmigen Vergesellschaftung aufgeworfen (u.a. 
Brand/Sekler 2009, Elwood et al. 2016, Schipper 2017).

Der eher politischen Verwendung des Begriffs als Gegenpol zur Neoli
beralisierung steht ein analytischer Begriff gegenüber, der nicht das Ende 
der Neoliberalisierung verkündet „but its more or less intensive shaping 
– that is to break with some characteristics while maintaining others“ 
(Brand 2016: 583). Postneoliberalisierung dient damit als „offener Such
begriff um Verschiebungen und Brüche sowie gegenhegemoniale politische 
Strategien aufzuspüren, die über neoliberale Rationalitäten und Praktiken 
hinausweisen“ (Schipper 2017: 7). Dabei ist Postneoliberalisierung kein ein­
heitlicher Prozess, sondern „has to be considered as under construction, as 
constructed by many postneoliberalisms” (Sekler 2009: 62f.) als verschiede­
ne Ansätze, die sich in Akteur_innen, Aushandlungsfeldern, Strategien und 
Praktiken unterscheiden. 

Zur Untersuchung postneoliberaler Transformationsprozesse und deren 
gegenhegemonialer Potenziale skizzieren Neil Brenner, Jamie Peck und Nik 
Theodore (2010) drei verschiedene Analyseebenen: (1) Kontextspezifische 
und lokal begrenzte regulatorische Experimente, die in Opposition zu neo­
liberalen Politiken stehen, wie etwa redistributive, markteinschränkende 
oder dekommodifizierende Maßnahmen, (2) der Aufbau von Netzwerken und 
Bündnissen, in denen gegen-neoliberale Formen der Wissensproduktion, 
des Policy-Transfers und der Institutionalisierung zwischen verschiedenen 
Akteur_innen (soziale Bewegungen, Parteien, Regierungen) und Skalen 
(lokal bis national) zirkulieren sowie verbreitet werden und (3) die Modifi
zierung (trans-)nationaler „rule regimes“ und supranationaler politischer 
Institutionen (ebd.: 335).

Mit Bezug zur Wohnungspolitik fasst Schipper unter dem Begriff post
neoliberal „sämtliche Praktiken, die den Warencharakter des Wohnens 
einschränken“ (Schipper 2017: 8) zusammen. Unter solche Praktiken fal­
len die Ausweitung eines nicht-gewinnorientierten Wohnungssektors, die 
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Vergesellschaftung von Wohnraum oder der Ausbau von mietrechtlichen 
und wohnungspolitischen Werkzeugen zur Einschränkung von Spekulation 
und Renditeinteressen (ebd.). Diese Praktiken können auf verschiedenen 
scales der Politik, von der Bundesgesetzgebung bis zu Verordnungen auf 
Bezirksebene angewendet werden. Darüber hinaus sind aber auch kollektive 
Akteur_innen der Zivilgesellschaft wie etwa Genossenschaften oder commu­
nity land trusts relevant (Balmer/Bernet 2015, Horlitz 2017).

4.	Fallstudie Milieuschutz und Vorkaufsrecht  
in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg

Die skizzierte politisch unterstützte Finanzialisierung von Wohnraum wird 
am Beispiel Berlins deutlich. War die Stadt in der Nachwendezeit durch 
günstige Mieten, viel Leerstand und eine starke Regulation der Woh
nungsversorgung durch hohe Bestände in der öffentlichen Hand und an 
Förderprogramme geknüpfte Neubauaktivitäten geprägt, hat sich dieses Bild 
ab Ende der neunziger Jahre gewandelt (Schönig et al. 2017: 38). Durch die 
Privatisierung von 220.000 Sozialwohnungen, die Beendigung der sozialen 
Wohnungsbauförderung und weitere baurechtliche Liberalisierungen wie 
die Aufhebung des Zweckentfremdungsverbots, kam es seit 2007 zu drasti­
schen Mietsteigerungen (ebd.). Aktuell liegt die mittlere Angebotskaltmiete 
bei knapp 10 Euro pro Quadratmeter (BerlinHyp 2018). Auch der Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg hat sich längst „vom Arbeiterviertel zum Boom
quartier“ (ebd.: 62) gewandelt und weist aktuell im Durchschnitt sogar knapp 
12 Euro Angebotskaltmiete auf, im oberen Preissegment bis zu 19 Euro pro 
Quadratmeter. Gleichzeitig gibt es eine Vielzahl prekarisierter Haushalte, die 
sich nur aufgrund alter Mietverträge das Wohnen in diesem Quartier noch 
leisten können (ebd.).

Seit Jahren kämpfen außerparlamentarische Initiativen gegen diese Ent
wicklungen aus Privatisierungen, Mietsteigerungen und Verdrängungen, 
und infolge dieser Proteste und dem Druck von der Straße wurde das Thema 
Wohnungspolitik auf die politische Agenda übertragen (Vollmer 2015: 56ff.). 
Bei den Landtags- und Bezirkswahlen im Jahr 2016 war die Wohnungsfrage 
ein entscheidendes Wahlkampfthema, und im rot-rot-grünen Koalitions
vertrag auf Landesebene wurden die Ausweitungen von Mietrechten, die 
Erhöhung der kommunalen Wohnungsbestände auf mindestens 400.000 
Wohnungen durch Neubau und Ankauf, die gezielte Unterstützung von Woh
nungsbaugenossenschaften und die Ausweitung der Wohnungsbauförde
rung festgeschrieben (SPD/DIE LINKE/ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2016). 
Auf Bezirksebene wurden die Grünen in Friedrichshain-Kreuzberg stärkste 
Kraft, auch hier waren die Forderungen nach einer gemeinwohlorientierten 
Wohnungspolitik, der Unterbindung der Umwandlung von Miet- in Eigen­
tumswohnungen und dem Einsatz des Vorkaufsrechts zentral. Personell 
wurde mit Florian Schmidt ein stadtpolitischer Aktivist als Bezirksstadtrat 
für Bauen und Planung eingesetzt, welcher unter dem Motto „Wir kaufen 
den Kiez zurück“ ankündigte, Wohnungen im großen Maßstab (re-)kom­
munalisieren zu wollen (Fabricius 2017). Neben dem Neubau gemeinwohl­
orientierter Wohnungsbestände kommt dabei dem Erhalt von bezahlba­
rem Wohnraum und der Eindämmung von Immobilienspekulation eine 
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vordergründige Rolle zu. Wichtige Werkzeuge für die Umsetzung dieser Ziele 
sind die sozialen Erhaltungsverordnungen, auch Milieuschutz genannt, so­
wie das Vorkaufsrecht in sozialen Erhaltungsgebieten.

Mit den Verordnungen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart (BauGB 
§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) und dem Schutz der Zusammensetzung der Wohn
bevölkerung im Gebiet (BauGB § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) sollen übermäßig 
teure Modernisierungen abgewendet und so Verdrängungsprozessen aktiv 
entgegenwirkt werden (BFK 2019). Angewendet werden diese Paragraphen 
in Berlin bereits seit Anfang der 1990er Jahre. So wurden zwischen 1991 und 
2001 bereits 18 Gebiete unter Milieuschutzverordnungen gestellt, was etwa 
sechs Prozent der Berliner Gesamtbevölkerung betraf (Geßner 2008: 43). 
Ebenso kann, auf Grundlage einer 2015 erlassenen Verordnung, in sozialen 
Erhaltungsgebieten die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen 
unterbunden und eine grundbuchliche Aufteilung eines Mietshauses nur 
unter bestimmten Voraussetzungen gestattet werden (BFK 2019).

Mit dem Beschluss zur Ausübung des Vorkaufsrechtes vom 27. September 
2016 hat der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg eine weitere Verordnung zum 
Schutz vor Verdrängung auf den Weg gebracht. Danach wird der Bezirk in 
sozialen Erhaltungsgebieten das Vorkaufsrecht gemäß Paragraph 24 Abs. 1 
S. 1 Nr. 4 BauGB gegenüber dem_der eigentlichen Käufer_in verstärkt gel­
tend machen, um „mietwirksame Bau- und Modernisierungsmaßnahmen 
sowie die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen durch den 
Ankauf effektiver beschränken“ (BFK 2016) zu können. Die Ausübung des 
Vorkaufsrechts erfolgt im Regelfall zugunsten einer dritten Partei, zum 
Beispiel Wohnungsbaugesellschaften, Genossenschaften oder gemeinnüt­
zige Stiftungen, die sich vertraglich gegenüber dem Bezirk verpflichten, das 
Objekt hinlänglich der Erhaltungsziele des Gebiets im Bestand zu halten[2]. 
Der_die Käufer_in kann den Vorkauf abwenden, indem eine vertragliche 
Verpflichtung zur Nutzung des Grundstücks oder der Immobilie gemäß den 
Erhaltungszielen festgeschrieben wird (BauGB § 27a Abs. 1). Sollte der ur­
sprüngliche Verkaufswert weit über Verkehrswert liegen, kann dieser vom 
Bezirk herabgesetzt werden (BauGB§ 28 Abs. 3).

Die Analyse der Praxistauglichkeit der skizzierten Instrumente zur De­
kommodifizierung von Wohnraum wird auf Basis einer qualitativen Inhalts
analyse (Mayring 2015) von ausgewählten Texten aus Medien, Politik und 
sozialen Bewegungen mit Bezug zur Wohnungspolitik in Friedrichshain-
Kreuzberg im Zeitraum von Anfang Januar 2017 bis Ende Juli 2018 durchge­
führt. Die Methode soll einen akteursübergreifenden Überblick zur Thematik 
ermöglichen, um anhand der gewonnenen Informationen die Anwendung 
von Milieuschutz und Vorkaufsrecht zu rekonstruieren. Die strukturierende 
Kategorisierung ermöglicht eine Reduzierung des untersuchten Materials 
auf eine für die Fragestellungen relevante Informationsbasis[3] (ebd.: 103).

Allgemein wurde das Medium Tageszeitung im Sinne eines Informa
tionsträgers und Kommunikationsmediums als Untersuchungsgegenstand 
ausgewählt, welches Aufschlüsse über Entwicklungen im Kontext der auf­
geworfenen Fragestellung ermöglicht. Konkret wurden für die Analyse 
Artikel aus dem Online-Archiv des Berliner Tagesspiegel (TS) untersucht. 
Der liberal-konservative Tagesspiegel ist die auflagenstärkste Tageszei
tung der Hauptstadt (ca. 110.000 Exemplare) und gehört wie die Zeit, das 
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Handelsblatt und die Wirtschaftswoche zur DvH Medien GmbH (Euro
topicsy 2018). Anhand der Stichworte Wohnung, Vorkaufsrecht, Milieu­
schutz und Florian Schmidt wurden 203 Artikel aus dem Online-Archiv 
zusammengetragen und analysiert. Über die Begriffe sollte zum einen ge­
nereller das Thema Wohnungspolitik abgedeckt werden, zum anderen aber 
auch der Fokussierung auf die Untersuchungsgegenstände Rechnung ge­
tragen werden.

Weiterhin sind Blog-Veröffentlichungen der Nachbarschaftsinitiative 
Bizim Kiez (BK) in die Analyse einbezogen worden. Bizim Kiez hat sich im 
Sommer 2015 zunächst im Zuge einer Kampagne gegen die Verdrängung eines 
Gewerbetreibenden in Kreuzberg gegründet, und sich darüber hinaus zu ei­
ner mietenpolitischen Initiative verstetigt, die sich über öffentliche Aktionen, 
gemeinsame Wissensproduktion, Selbsthilfe und Selbstermächtigung ge­
gen Gentrifizierungs- und Verdrängungsprozesse im Wrangelkiez enga­
giert. Die Ausweitung und konsequente Umsetzung des Milieuschutzes 
gehören zu den Forderungen von Bizim Kiez (BK 30.10.2015). Ergänzend 
zu den Artikeln des Tagesspiegels und der Blog-Einträge von Bizim Kiez 
wurden Pressemitteilungen des Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg in das 
Untersuchungskorpus eingepflegt.

Zu bedenken ist bei diesem methodischen Setting und vor allem bei der 
qualitativen Inhaltsanalyse von Tageszeitungen, dass die Methode primär de­
skriptiv ausgerichtet ist, und diese zu einer „ontologischen und epistemologi­
schen Naivität“ verleiten kann (Schreier 2013: 181). Die Frage nach der Pro
duktion und Reproduktion von Herrschafts- und Machtverhältnissen durch 
Massenmedien (inklusive der Frage ‚was wird nicht gesagt und wer kommt 
nicht zu Wort?‘) bleibt unangetastet. Dieser Problemstellung soll zum einen mit 
der Erweiterung des Untersuchungsmaterials um bestimmte Akteursgruppen 
begegnet werden. Über diese Verschneidung von Perspektiven verschiede­
ner Akteur_innen können unterschiedlich interpretierte Sachverhalte ge­
genübergestellt und verglichen werden. Zum anderen werden die gewon­
nenen Informationen an theoretische Konzepte rückgekoppelt und vor dem 
Hintergrund gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse interpretiert.

5.	Akteur_innen in der Anwendung von Milieuschutz und 
Vorkaufsrecht im Bezirk

In der Umsetzung von Milieuschutz und Vorkaufsrecht im Bezirk Friedrichs
hain-Kreuzberg sind verschiedene Akteur_innen aus Politik, Wirtschaft, 
Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen auf unterschiedlichen scales invol­
viert, die teilweise konträre Interessen verfolgen und um die Einschreibung 
ihrer Interessen in die Staatsapparate kämpfen. Auf der regionalen und lo­
kalen Politikebene finden sich nach dem Wahljahr 2016 der neu gewählte 
rot-rot-grüne Senat Berlins und der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg[4], in 
dem die Grünen zum dritten Mal in Folge stärkste Partei wurden. Mit Blick 
auf die Koalitionsvereinbarung des Senats und der darin zentralen Stellung 
stadtpolitischer Themen, finden sich Einschreibungen mietenpolitischer 
Bewegungen und deren Forderungen auf lokalstaatlichem Terrain wieder. In 
der Vereinbarung ist die weitere Ausweisung von sozialen Erhaltungsgebieten 
und die verstärkte Nutzung der Vorkaufsrechte nach Baugesetzbuch vorrangig 
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durch den Ankauf zugunsten landeseigener Wohnungsbaugesellschaften 
sowie die Bereitstellung von Verfahren und finanziellen Ressourcen zur 
Entwicklung einer wirksamen Ausübungspraxis durch die Bezirke festgelegt 
(SPD/DIE LINKE/ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2016: 23). Bis zum Jahr 
2021 will der Senat 55.000 zusätzliche Wohnungen in kommunalen Besitz 
überführen, davon mindestens 30.000 Neubauwohnungen, den Rest durch 
Aufstockung des Bestands. Die Finanzierung soll durch die landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften selbst erfolgen, die 2016 einen Überschuss von 
300 Millionen Euro erwirtschaftet haben (TS 17.8.2017). Zur Unterstützung 
der Wissensproduktion hat auf Einladung des Bezirksamtes Friedrichshain-
Kreuzberg im Dezember 2016 eine Fachtagung zur „Ausübung des Vorkaufs
rechts in sozialen Erhaltungsgebieten“ mit Vertreter_innen aus Senat, Bezirk, 
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften und dem Mietshäusersyndikat 
stattgefunden, um die Praxis des Vorkaufsrechts zu reflektieren und die Rah
menbedingungen zur Ausübung zu verbessern (BFK 20.4.2017).

Gleichzeitig kommt es im Verhältnis von Senat und Bezirk, beziehungs
weise zwischen den verschiedenen Koalitionsparteien, zu Problemen und 
Interessenskonflikten. In einer im Januar 2018 verfassten Resolution übt 
die Berliner SPD-Fraktion scharfe Kritik an der Linken-Stadtentwicklungs
senatorin Lompscher. Diese konzentriere sich zu sehr auf den Ankauf von 
Bestand und öffentliche Unternehmen, obwohl es einer klaren Priorität für den 
Neubau bedürfe, der wiederum zu 90 Prozent auf private Unternehmen und 
Bauträger entfalle (TS 20.1.2018). An diese Kritik schließen sich auch zentrale 
Verantwortliche der Immobilienbranche wie etwa der Berliner Landesverband 
Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen an, die ein destruktives Bau
klima beklagen (TS 18.5.2018). Darin offenbart sich die enge Verwobenheit 
zwischen der Berliner SPD und der Bau- und Immobilienwirtschaft, die in der 
Vergangenheit als Teil einer „Immobilienverwertungskoalition“ die neoliberal-
urbane Umstrukturierung (mit-)forcierte (Holm 2011: 94).

Für Oppositionsparteien, Wohnungseigentümer_innen und private 
Investor_innen gelten Erhaltungsgebiete und kommunaler Ankauf als Klien
tel-Politik, die durch die Vernachlässigung von Neubau und die Verknap­
pung von Flächen zu schneller steigenden Preisen führe (TS 17.8.2017). Wei
terhin kommt es auf Bundesebene zu Konflikten mit der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA), deren gesetzlich festgeschriebene Aufgabe die 
Verwaltung der Immobilien des Bundes nach ökonomischen Grundsätzen 
ist. Beim Verkauf von Immobilien bevorzugt die BImA immer wieder private 
– auch für Spekulation bekannte – Investor_innen gegenüber kommunalen 
Unternehmen, und bei Neuvermietungen werden vermehrt die ortsüblichen 
Vergleichsmieten überschritten (TS 11.4.2017).

Bei Mieter_innen und stadtpolitischen Initiativen fällt das breite Wissen 
um die behandelten Instrumente auf. So wenden sich Mieter_innen eines 
zum Verkauf stehenden Hauses an die Stadtsenatorin Lompscher mit der 
Forderung „diese Werkzeuge und Ihre Kompetenz dazu [zu nutzen], uns da­
vor zu bewahren, Spekulationsobjekte zu werden!“ (BK 3.7.2017). Dabei tre­
ten Bewohner_innen keineswegs als reine Bittsteller_innen auf, sondern for­
dern und überprüfen auch die konsequente Anwendung der Verordnungen 
durch den Bezirk, wie in einem Bericht von Bizim Kiez (BK 20.11.2017) zu 
einem Vorfall am Görlitzer Park deutlich wird:
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„Die Bauwerk Immobilien GmbH hat im Haus Görlitzer Straße 46/ 
Falckensteinstraße 24 gegen den Milieuschutz verstoßen. Der Bezirk 
verhängt nach großer Hartnäckigkeit aktiver Kiezbewohner_innen 
zum ersten Mal Sanktionen. Es könnte der Beginn einer Kehrtwende 
in der Praxis des Bezirks gegenüber Immobilienfirmen sein. Ohne zi­
vilgesellschaftliches Engagement und Druck aus dem Kiez wäre das 
nicht passiert.“

In diesem Fall hat die Firma ungenehmigt Wohn- und Gewerberäume zu­
sammengelegt und mit der Vermietung als reinen Gewerberaum gegen die 
Milieuschutzauflagen verstoßen. Über längere Zeit wurden den Hinweisen 
durch Anwohner_innen vom Bezirk nicht nachgegangen, dann aber mit 
einer Nutzungsuntersagung als Gewerbe reagiert. Die Positionen einiger 
Initiativen schreiben sich in die aktuelle politische Bezirkskonstellation ein, 
und es entstehen Verbindungen zwischen parlamentarischen und außerpar­
lamentarischen Akteur_innen:

„Deshalb kämpfen auch Initiativen wie Kotti & Co oder Bizim-Kiez 
so engagiert für deren [der Sozialwohnungen am Kottbusser Tor] 
Erhaltung und das schon seit Jahren mit Sitzstreiks, Mails, Gesprächen 
und Aktionen. Die sind sehr gut vernetzt, bis hinein in die neue Anstalt 
öffentlichen Rechts für den öffentlichen Wohnungsbestand.“ (Schmidt 
zit. nach TS 13.4.2017)

In diesem Austausch finden sich Momente der Konstitution neuer loka­
ler Netzwerke, in denen alternatives gegen-neoliberales Wissen erzeugt, 
transferiert und teilweise auch institutionalisiert wird. Dies äußert sich 
in der Aktivierung und Organisierung von Mieter_innen in Bündnissen 
und Initiativen und weitergehend in der Einschreibung mietenpolitischer 
Forderungen in den lokalen Staatsapparat.

Gleichzeitig kommt es auch immer wieder zu Konflikten zwischen den 
Bewegungsakteuren und der Politik, etwa über eine inkonsequente Anwen
dung von Milieuschutz und Vorkauf durch den Bezirk, aber auch über ande­
re Themen mit stadtpolitischen Bezug, beispielsweise der Zwangsräumung 
von Wohnungen, Räumungen von besetzten Häusern oder der fehlenden 
Reform des sozialen Wohnungsbaus (BK 8.9.2017, BK 17.12.2017). Zudem 
sind die stadtpolitischen Gruppen und Bewohner_inneninitiativen nicht 
als homogener Block zu betrachten, vielmehr unterscheiden sich die vielen 
Bewegungen durch die Zusammensetzung, Ziele und das Verhältnis zur par­
lamentarischen Politik (TS 26.11.2017).

6.	Anwendung von Milieuschutz und Vorkaufsrecht  
in Friedrichshain-Kreuzberg 

Ob Milieuschutz und das Vorkaufsrecht wirklich geeignet sind, um „den Kiez 
zurückzukaufen“, in welchem Umfang damit zur Dekommodifizierung von 
Wohnraum beigetragen wird und welche Konfliktfelder sich daraus ergeben, 
wird im Folgenden aufgeschlüsselt. 

Insgesamt fallen zwölf Gebiete im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg un­
ter soziale Erhaltungsverordnungen zum Schutz der Zusammensetzung 
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der Wohnbevölkerung oder der Erhaltung der städtebaulichen Eigenart, 
darunter Kreuzberg-Nord, Boxhagener Platz und Luisenstadt. Zudem sind 
für die Gebiete Karl-Marx-Allee/Frankfurt Allee und Ritterstraße Auf
stellungsbeschlüsse zur Ausweisung als Erhaltungsgebiete aufgestellt wor­
den. Aktuell leben knapp 60 Prozent der Bewohner_innen im Bezirk in 
sozialen Erhaltungsgebieten (BFK 26.7.2018), und seit der Anwendung des 
Vorkaufsrechts sind die Verkäufe von Wohnraum um 40 Prozent zurückge
gangen (TS 27.2.2018). Erstmalig wurde das Vorkaufsrecht bei der Wrangel
straße 66 (2015) und der Glogauer Straße 3 (2016) angewendet. Es folgten 
neun weitere Vorkäufe im Jahr 2017[5], zusätzlich wurden elf Abwendungs
vereinbarungen mit den Käufer_innen und ein Ankauf durch eine lan­
deseigene Wohnungsbaugesellschaft abgeschlossen, wodurch in diesem 
Zeitraum insgesamt 814 Wohnungen und 131 Gewerbeeinheiten in kom­
munalen oder gemeinwohlorientierten Besitz übergegangen sind. In der 
ersten Hälfte des Jahres 2018 folgten drei Vorkäufe[6] durch landeseigene 
Wohnungsbaugesellschaften, und in einem Fall[7] wurde das Vorkaufsrecht 
durch einen privaten Eigentümer ausgeführt, der sich verpflichtend zu 
den Zielen des Milieuschutzes bekennt (BFK 13.3.2018, BFK 12.4.2018, 
BFK 8.5.2018). Das erklärte Ziel für 2018 waren, laut Bezirksamt, weite­
re 1.500 Wohneinheiten mittels Vorkauf und Abwendungsvereinbarungen 
vor Spekulation zu schützen (BFK 13.3.2018). Dies konnte nicht in vollem 
Umfang erfüllt werden. So wurden im gesamten Anwendungszeitraum bis 
Ende 2018 insgesamt über 1400 Wohn- und Gewerbeeinheiten durch das 
Vorkaufsrecht oder Abwendungsvereinbarungen im Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg gedeckt (BFK 19.12.2018).

6.1.	 Umsetzung in der Praxis 

Mit dem Einsatz des Vorkaufsrechts durch den Bezirk wurde in konkreten 
Fällen Wohnraum dem Weiterverkauf an Investor_innen und einer mögli­
chen Spekulation entzogen. Dabei wurde der praktische Vollzug des Vorkaufs 
über unterschiedliche Wege und unter Beteiligung verschiedener Akteur_in
nen umgesetzt.

Im Oktober 2017 wurde das Vorkaufsrecht für die Eckertstraße 15 in 
Friedrichshain angewendet. Für knapp drei Millionen Euro hat die landes­
eigene Wohnungsbaugesellschaft Mitte WBM das Haus mit 17 Wohnungen 
übernommen. Ursprünglicher Kaufinteressent war eine Luxemburger Fir
ma, die nach Recherchen des Bezirksamts Teil eines Firmengeflechts sei, 
welches gezielt Altbau in Berlin aufkaufen wolle, um diesen aufzuteilen 
und gewinnbringend weiterzuverkaufen. Die Firma wollte sich nicht auf ei­
ne Abwendungsvereinbarung einlassen, wodurch das Vorkaufsrecht wirkte 
(TS 30.10.2017). Ein ähnliches Vorgehen gab in der Falckenstraße 33, wo die 
WBM zehn Wohnungen sowie ein Restaurant und Café für 2,9 Millionen Euro 
im Vorkauf übernommen hat (TS 26.7.2017). In aktuelleren Fällen wurde das 
Vorkaufsrecht für Wohnhäuser in der Kreuzberger Mariannenstraße 30 und 
der Friedrichshainer Pintschstraße 14 zu Gunsten der landeseigenen Woh
nungsbaugesellschaft Gewobag angewendet (BFK 12.4.2018, BFK 8.5.2018).

Anders gestaltete sich der Fall der Zossener Straße 48 in Kreuzberg. Dort 
hat der Bezirk im März 2017 das Vorkaufsrecht gegenüber einem Investor 
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gezogen, der das Haus nach nur zwei Monaten mit einer Wertsteigerung 
von 800.000 Euro weiterverkaufen wollte. Im Gegensatz zu den zehn an­
deren Fällen des angewendeten Vorkaufsrechts in diesem Zeitraum, wur­
de das Grundstück nicht an eine Wohnungsbaugesellschaft, sondern an 
die gemeinnützige Stiftung „Nord-Süd-Brücken Stiftung“ verkauft. Die 
Hausbewohner_innen haben die Stiftung eigeninitiativ gefunden und sind 
dabei bewusst nicht auf die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften zu­
gegangen, da diese ebenfalls profitorientiert seien und über energetische 
Sanierungen Mieterhöhungen durchsetzten, so eine der Bewohner_innen 
(TS 26.5.2018). Die Stiftung hat sich zum Kauf der 17 Wohnungen und drei 
Gewerbeeinheiten für 2,8 Millionen Euro bereit erklärt, und im nächsten 
Schritt das Objekt per Erbbaurecht an die Mieter_innengemeinschaft weiter­
gegeben. Diese gründete in Zusammenarbeit mit dem Mietshäusersyndikat – 
eine kooperativ und nicht-kommerziell organisierte Beteiligungsgesellschaft 
zum gemeinschaftlichen Erwerb von Häusern – eine GmbH, um den Grund 
und Boden per Erbpacht abzubezahlen (BFK 5.12.2017).

Zu Abwendungsvereinbarungen mit den privaten Investoren kam es un­
ter anderem in der Gneisenaustraße 6 und der Oranienstraße 36. In diesen 
Fällen verpflichteten sich die Käufer_innen zum Verzicht auf Umwandlungen 
von Miet- in Eigentumswohnungen oder Luxussanierungen, und damit auch 
auf überdurchschnittliche Miet- und Preissteigerungen (BFK 30.8.2017, 
BFK 12.4.2018).

Beim genannten Ankauf handelt es sich um das Neue Kreuzberger Zentrum 
direkt am Kottbusser Tor. Der Gebäudekomplex mit 295 Sozialwohnungen 
und 90 Gewerbeeinheiten wurde im Frühjahr 2017 an die private Investo
rengruppe „Juwelus NKZ Projekt GmbH“ verkauft, die mit einem Kaufpreis 
von 60 Millionen Euro die landeseigene Wohnungsbaugesellschaft Gewobag 
überbot. Die Sozialbindungen der Wohnungen laufen im Jahr 2024 aus und 
damit auch die Subventionen des Landes, wodurch starke Mieterhöhungen 
drohen. Nach dem Verkauf hat der Bezirk angekündigt vom Vorkauf Gebrauch 
machen zu wollen, beziehungsweise eine Abwendungsvereinbarung ins Spiel 
gebracht, welche die Umwandlung in Eigentumswohnungen oder den Abriss 
von Wohnungen verbieten soll. Nach der Ankündigung hat sich der Investor 
vom Kauf distanziert, worauf die Gewobag als zweithöchste Bieterin den 
Zuschlag bekam (TS 13.4.2017).

6.2.	  Probleme und Konflikte

Die Umsetzung der Werkzeuge läuft keinesfalls problem- oder reibungs­
frei. Sowohl der noch experimentelle Charakter dieser Politiken als auch die 
unterschiedlichen Interessen der involvierten Akteur_innen führen zu re­
gelmäßig auftretenden Konflikten in der Anwendung. So konstatiert Bizim 
Kiez in einem Bericht zu einer Diskussionsveranstaltung zwischen Bau
stadtrat Schmidt und Kreuzberger Anwohner_innen „[d]ie Handhabung des 
Vorkaufsrechts läuft noch nicht rund“ (BK 1.9.2017). Dabei wird kritisiert, 
dass der Informationsfluss über den jeweiligen Verfahrensstand zwischen 
Mieter_innen und Bezirk nur schlecht funktioniert und der Pool an möglichen 
dritten Käufer_innen zu klein ist. So sind in den Vorkäufen in Friedrichshain-
Kreuzberg drei der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften aktiv 
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geworden, und in nur einem Fall ist eine gemeinwohlorientierte Stiftung als 
Käuferin eingetreten. Zentrales Problem ist die knappe Frist für das kommu­
nale Vorkaufsrecht, die nur zwei Monate Zeit lässt, um ein Wertgutachten für 
das Objekt zu erstellen und eine_n geeignete_n Partner_in für die Übernahme 
zu finden. Diese Frist ist im Baugesetzbuch festgeschrieben und kann somit 
nur auf Bundesebene geändert werden. Zudem haben die Bezirke mit fehlen­
der Expertise sowie mit mangelnden finanziellen und personellen Ressourcen 
zu kämpfen (TS 5.5.2017). Diese Situation wurde verschärft mit der vom 
Senat durchgeführten Streichung von Bezirksstellen, die für die Überprüfung 
und Umsetzung von Auflagen in Milieuschutzgebieten zuständig waren. Die 
Stellen waren über eine 2015 gewährte Anschubfinanzierung zur Einführung 
der Umwandlungsverordnung gedeckt, die allerdings auf zwei Jahre be­
fristet war (TS 15.3.2018). Verschiedene Initiativen fordern deshalb ein un­
abhängiges Projektmanagement, welches den Kontakt zu den Bewohner_
innen sucht und die gemeinwohlorientierte Wohnraumentwicklung mittels 
Vorkaufsrecht umsetzt (BK 6.7.2017).

Ein ebenfalls auf Bundesebene angesiedeltes Problem ist der Paragraph 172 
Abs. 4 Satz 3 Nr. 6 BGB, auch „Schlupfkrater“ genannt (BK 1.11.2017). Dieser 
besagt, dass eine Umwandlung in Wohneigentum Rechtsgültigkeit besitzt, 
wenn „sich der Eigentümer verpflichtet, innerhalb von sieben Jahren ab 
der Begründung von Wohnungseigentum Wohnungen nur an die Mieter 
zu veräußern“ (BauGB § 172 Abs. 4 Satz 3 Nr. 6). Anschließend kann der_
die Eigentümer_in mit einer Frist von fünf Jahren den Mieter_innen we­
gen Eigenbedarf kündigen. Darüber kann das Umwandlungsverbot in 
Milieuschutzgebieten außer Kraft gesetzt werden, die Bezirke sind gezwun­
gen, das Eigentum nach Ablauf der Fristen zu genehmigen. In der Praxis wer­
den die Mieter_innen oftmals nicht über die Umwandlung in Kenntnis ge­
setzt, sodass sie ein Kaufinteresse nicht wahrnehmen können. Von Politik und 
Initiativen wird kritisiert, dass dies ein Einfallstor für Entmietungspraktiken 
und Leerstandverwaltung ist (BK 8.9.2017). Ein Antrag des Landes Berlin, 
diese Regelung ersatzlos aus dem Baugesetzbuch zu streichen, fand keine 
Unterstützung im Bundesrat (Lompscher 2017). Ähnlich verhält es sich mit 
den sogenannten Share-Deals, in denen nicht das Haus verkauft wird, son­
dern die Firma, welcher das Haus gehört. Das Haus wechselt so nicht offi­
ziell den_die Besitzer_in – Eigentümerin bleibt die Firma – wodurch das 
Vorkaufsrecht ausgehebelt und gleichzeitig die Grunderwerbsteuer umgan­
gen wird (BK 25.7.2018).

Ein drittes juristisches Problemfeld eröffnet sich im Konflikt mit der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA). Diese hat in Tempelhof-
Schöneberg eine Immobilie für 7,8 Millionen Euro an einen privaten Inves
tor verkauft. Der Bezirk hat das Vorkaufsrecht geltend gemacht und den Ver
kehrswert auf 6,32 Millionen Euro herabgesetzt, worauf die Bundesanstalt 
vor dem Landesgericht geklagt hat. Das Gericht hat der BImA mit der Begrün
dung Recht gegeben, dass zum einen der Verkaufswert nur 23 Prozent über 
dem Verkehrswert liegt und nicht spekulativ hoch ist. Zum anderen sei die 
Veräußerung mit der Flächenausschreibung im Bebauungsplan vereinbart, 
wohinter die Einhaltung der Erhaltungsverordnung zurückgestellt werden 
könne (TS 23.3.2017). Unterstreicht der erste Teil der Begründung die feh­
lende Ausarbeitung des Vorkaufsrechts, kann der zweite Teil weitreichende 
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Folgen für das Vorkaufsrecht haben. Damit unterliegen Grundstücke und 
Immobilien, die in einem Gebiet mit festgesetztem Bebauungsplan liegen, de 
facto nicht mehr dem Vorkaufsrecht. Der Senat hat gegen das Urteil Berufung 
eingelegt und der Ausgang des Rechtsstreits könnte ein Musterurteil für die 
Anwendung des Vorkaufsrechts darstellen (BFK 9.11.2017).

Neben Problemen der Finanzierung, stehen also vor allem Gesetzgebungen 
und Institutionen auf der Bundesebene einer reibungsfreieren Anwendung 
des Vorkaufsrechts im Weg. Die Forderungen von Mieter_innenbewegungen 
wurden teilweise bis in die Senatsebene eingeschrieben, z. B. die Abschaffung 
des ‚Schlupfkraters‘, sind dann aber auf Bundesebene abgeblockt worden. 
Die Bewegungen und die lokalen und regionalen Politikebenen konnten bis 
dato nicht modifizierend auf national wirkende Staatsapparate wirken.

7.	 Milieuschutz und Vorkaufsrecht als postneoliberale  
Experimente

In Rückbezug auf die Analyseebenen von Brenner, Peck und Theodore 
(2010: 335), die hinsichtlich der Suche nach postneoliberalen Prozessen 
zwischen (1) lokal begrenzten regulatorischen Experimenten, (2) der Zirku
lation der Experimente und alternative Wissensproduktion über neu ent­
stehende Netzwerke und (3) der Modifizierung (trans-)nationaler Regime, 
Rechtssysteme und Institutionen unterscheiden, kann die Anwendung von 
Milieuschutz und Vorkaufsrecht als lokales postneoliberales Experiment ge­
fasst werden. Dies geht einher mit der Entstehung neuer Netzwerke, in denen 
alternatives Wissen produziert und zirkuliert wird. Limitiert wird die Anwen
dung und Verbreitung durch politische und gesetzliche Verhärtungen auf der 
nationalen Ebene, die bis dato noch nicht durchbrochen werden konnten.

Zielsetzung und Umsetzung der Instrumente sind eng mit der politischen 
und personellen Konstellation im Untersuchungsgebiet verknüpft. Das ist 
Ergebnis einer materiellen Verdichtung von sich verändernden Kräfteverhält
nissen in Bezirk und Senat (Poulantzas 2002 [1978]: 167), in der Mieter_in­
nenbewegungen und stadtpolitische Gruppen ihre kollektiven subalternen 
Interessen einer bedürfnisorientierten Wohnraumversorgung, „in gebroch
ener, den Apparaten entsprechender Form“ (ebd.: 161), in den lokalstaat
lichen Apparat einschreiben konnten[8]. Die damit errungenen materiellen 
Kompromisse stehen im Widerspruch zu den Interessen anderer (Klassen-)
Fraktionen und werden von diesen kontestiert, sowohl von Teilen der SPD als 
Senatskoalitionspartei, der politischen Opposition, der Immobilienwirtschaft 
und der BImA, die als Teile einer „Immobilienverwertungskoalition“ 
(Holm 2011: 94) neoliberale Stadtpolitiken fortführen wollen.

Mit Blick auf die Reichweite der Maßnahme muss kritisch angemerkt 
werden, dass die Anwendungen mit einem hohen Aufwand personeller und 
finanzieller Ressourcen verbunden sind. Zudem konzentriert sich die Um
setzung von Vorkäufen stark in Friedrichshain-Kreuzberg, wobei sich die 
Instrumente langsam auf die anderen Bezirke übertragen (TS 6.11.2018, 
Scheel 2018)[9]. Durch die Anwendungen konnten zwar mehrere hundert 
Wohneinheiten vor einer möglichen Spekulation geschützt werden, es wur­
de aber weder eine sozialräumliche Transformation umgekehrt, noch neuer 
Wohnraum geschaffen. Milieuschutz und Vorkaufsrecht allein bilden also 
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keine Lösung für die aktuell 310.000 fehlenden, bezahlbaren Wohnungen 
in Berlin (Holm et al. 2018: 72).

Bemerkenswert ist die Entstehung neuer Netzwerke einer alternativen 
Wissensproduktion, die aus dem Austausch zwischen sozialen Bewegungen, 
Betroffenen sowie der (lokalen) Politik hervorgehen. Viele Mieter_innen wis­
sen um Milieuschutz und Vorkaufsrecht und die Rechte, die ihnen dadurch 
verschafft werden können. Gleichzeitig bauen die Mieter_inneninitiativen 
Druck von unten auf die Politik auf, um die konsequente Anwendung einzu­
fordern, und generieren Wissen über die Probleme und Begrenzungen in der 
Praxis. So können stadtpolitische Bündnisse und Recht auf Stadt-Netzwerke 
potentielle Träger_innen und Multiplikator_innen sein, um das Wissen und 
die Erfahrungen dieser Politiken zu verbreiten. Gerade vor dem Hinblick 
der zunehmenden Ausweisung von Milieuschutzgebieten auch in anderen 
Städten (Vogelpohl 2017, Buri 2015), erscheint die verstärkte Anwendung 
von Vorkäufen als anstrebenswertes realpolitisches Ziel. 

Begrenzungen in der Durchsetzungsfähigkeit der postneoliberalen 
Instrumente liegen auf der Bundesebene. Dort stehen verhärtete gesetzli­
che Verordnungen des Baugesetzbuchs und die renditeorientierte Politik der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben einer konsequenteren Anwendung 
im Weg, sodass Immobilienunternehmen weiter „Wirtschaft machen, 
und das trotz Politik“ (Geschäftsleitung Berliner Immobilienkonzern 
CG Gruppe, TS 13.2.2017) und entgegen der lokalstaatlichen Restriktionen, 
ihre Interessen über rechtliche ‚Schlupflöcher‘ verwerten können. Weitere 
Regelungen wie die Wiedereinführung der Wohnungsgemeinnützigkeit, 
die Reformierung des Mietspiegels sowie eine verpflichtende Wirkung des 
Mietspiegels liegen ebenfalls auf Bundesebene, finden aber keine Resonanz 
in der aktuellen Großen Koalition (BK 15.1.2018). Ein möglicher Grund fin­
det sich darin, dass sich, im Gegensatz zur lokalen Ebene, erst jüngst bun­
desweite Strukturen bildeten, die kollektive Forderungen nach bedürfnisori­
entierter Wohnraumversorgung artikulieren. Erste Konturen eines solchen 
bundesweiten Projekts lassen sich im alternativen Wohngipfel erkennen, der 
im September 2018, parallel zum Wohngipfel der Bundesregierung, von mie­
ten- und wohnungspolitischen Initiativen, Gewerkschaften, Sozialverbänden 
und Mieter_innenvereinen ausgerichtet wurde (Berliner Mieterverein 2018). 

Darüber hinaus bleibt mit Blick auf die strategische Selektivität des 
Staates festzuhalten, dass „bestimmte Staatsformen einige Strategien ge­
genüber anderen, den Zugang einiger Kräfte gegenüber anderen bevorzugen“ 
(Jessop 1990: 10) und so gefiltert wird, was auf staatlichem Terrain Resonanz 
findet. Die Blockaden postneoliberaler Maßnahmen auf der Bundesebene 
sind demnach Ergebnis einer strukturellen Selektivität des Staatsapparates, 
in dessen „Machtknoten“ (Poulantzas 2002 [1978]: 167) sich in den letz­
ten Jahrzehnten neoliberale Interessen und (Stadt-)Politiken eingeschrie­
ben und materiell verdichtet haben. In dieser materiellen Verdichtung von 
Kräfteverhältnissen erfahren neoliberale Strategien Bevorzugung, während 
abweichenden Politiken der Zugang zum politischen Terrain der nationalen 
Staatsapparate versperrt werden.

Ebenfalls hat dieses Experiment keine Auswirkung auf die global ru­
le regimes und (supra-)nationalen politischen Institutionen. Vielmehr ist 
die Nachfrage des globalen Kapitals weiterhin ungebrochen. Deutschland 
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konsolidiert sich in seiner Rolle als sicherer Hafen für Kapitalanlagen in 
Immobilien, und Berlin wird als „the hottest market in Europe” zum vierten 
Mal in Folge zum Investitionsstandort Nr. 1 in Europa erklärt (PWC 2018: 32).

Trotz dieses scheinbaren Übergewichts globaler Kapitaldynamiken und 
der strategischen Selektivität des Staates offenbart dieses lokale Experiment 
ein wichtiges Moment der neoliberalen Krisenkonjunktur. Gibt es die Milieu
schutzverordnungen in dieser Form auf Bundesebene schon seit über 
40 Jahren, wurden diese in der Praxis kaum effektiv eingesetzt (Linde 2011). 
Erst mit dem Ausübungsbeschluss des Vorkaufsrechts in Kombination mit 
den Milieuschutzgebieten wurde für Berlin ein scharfes stadtpolitisches 
Werkzeug geschaffen, um Wohnraum vor spekulativen Marktmechanismen 
zu schützen. Diese Entwicklungen sind in eine politisch-ideologische Phase 
einzuordnen, in der sich die Risse in der neoliberalen Hegemonie vertiefen 
(Oberndorfer 2012). Dieser gegenwärtige Legitimitätsverlust und die von so­
zialen Bewegungen forcierte Suche nach Alternativen zur neoliberalisierten 
Wohnraumversorgung führten zu einer lokalen Durchsetzung der untersuch­
ten Instrumente und einer öffentlichen Infragestellung des Eigentumsrechts 
zugunsten des Rechts auf Wohnen (vgl. Vogelpohl/Buchholz 2017).

8.	Wohnungspolitische Kämpfe innerhalb und gegen den Staat

Des Weiteren können die im vorliegenden Artikel untersuchten stadtpoliti­
schen Instrumente als mögliche Mosaikteilchen einer alternativen Wohn­
raumpolitik konstatiert werden. Diese stellen einen der many postneolibera­
lisms (Sekler 2009) dar, aus denen sich eine gegenhegemoniale Perspektive 
zur umfassenden ökonomischen Inwertsetzung aller gesellschaftlichen 
Verhältnisse herausbilden kann. Dabei darf man bei der Suche nach post­
neoliberalen Strategien der Wohnraumversorgung nicht in die Falle tappen, 
Verstaatlichung respektive die reine Ausweitung staatlicher Kontrolle als di­
chotomisch zur Neoliberalisierung zu verstehen und sich auf staatlich-insti­
tutionelle Erfolge zu beschränken. Mit Blick auf das Verhältnis gesellschaft­
licher Transformationsprozesse zu staatlichen Institutionen betont Joachim 
Hirsch im Sinne eines radikalen Reformismus (Hirsch 2005: 229ff.), dass 
der Staat zwar relevant für emanzipatorische Politiken ist, da auch auf dieser 
Ebene Bedingungen für gesellschaftliche Veränderungsprozesse geschaffen 
werden, etwa über materielle Umverteilungen. Allerdings müssen emanzi­
patorische Veränderungen von gesellschaftlichen Bewegungen ausgehen 
und nicht vom Staat, da dieser eben nicht neutral, sondern kapitalistisch 
formbestimmt ist.

Rückbindend zu den wohnungspolitischen Entwicklungen in Berlin wird 
dies an konkreten Punkten offensichtlich. So kann die Rekommunalisierung 
von Wohnraum unter geänderten politischen Umständen und Kräfte
verhältnissen wieder zurückgedreht werden, sodass es nochmalig zu ei­
ner Privatisierungswelle kommen kann. Darüber hinaus ist Wohnraum in 
kommunalen Besitz nicht gleichbedeutend mit preiswerter und bedürfnis­
orientierter Wohnraumversorgung. Vielmehr haben auch die landeseige­
nen Wohnungsunternehmen, damalig vorgegeben vom Berliner rot-roten 
Senat, seit den 2000er Jahren eine neoliberale, renditeorientierte Politik 
verfolgt, die erst unter der aktuellen Senatsregierung ausgebremst wurde. 
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Zur Vorbeugung eines solchen Szenarios werden im Zusammenhang mit 
der (Re-)Kommunalisierung von Wohnraum eine Ausweitung der demo­
kratischen Mitbestimmung der Mieter_innen und die stärkere Kontrolle 
der landeseigenen Wohnungsunternehmen gefordert. In diesem Zuge wer­
den bereits kollektive Organisierungsmodelle von nicht-gewinnorientier­
ten Akteur_innen erprobt. So entwickelte etwa ein Zusammenschluss von 
Mieter_innen (re-)kommunalisierter Wohnungen ein Konzept zur demo­
kratischen Mitbestimmung in Häusern und Siedlungen kommunaler Träger 
entlang der Bereiche Planung, Verwaltung, Belegung und Besitz (kommunal 
& selbstverwaltet Wohnen 2018). In der Praxis haben an diesem Konzept be­
teiligte Häuser wie das Neue Kreuzberger Zentrum oder die Wrangelstraße 
66 Mieter_innenräte gegründet, die eine weitreichende Selbstverwaltung 
der Wohn- und Gewerbeeinheiten unter Trägerschaft der landeseigenen 
Wohnungsunternehmen anstreben. In dieser Doppelbewegung aus der 
Dekommodifizierung und Demokratisierung von Wohnen zeigt sich das 
Potenzial zur Demokratisierung gesellschaftlicher Verhältnisse und die Not
wendigkeit, die Auseinandersetzungen um emanzipatorische Alternativen 
zum Neoliberalismus in „‚Dialektik‘ zwischen Veränderungen staatlich-in­
stitutioneller Arrangements und antistaatlicher, gesellschaftlicher Ermäch
tigung von unten“ (Zelik 2016) und somit „innerhalb und gegen den Staat“ 
(Hirsch 2013: 107) zu führen.

Dieser Artikel wurde durch Mittel aus dem Open-Access-Fonds des Landes 
Schleswig-Holstein gefördert.

Endnoten

[1]	 Berlin, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, Köln, München und Stuttgart.
[2]	 Diese Vorgänge müssen innerhalb einer zweimonatigen Ausübungsfrist zum Abschluss 

gebracht werden (BauGB § 28 Abs. 2). Findet sich in diesem Zeitraum keine geeignete 
Partei für den Vorkauf, geht das Objekt an die eigentlichen Interessent_innen.

[3]	 Ergänzend zu deduktiv gebildeten Oberkategorien (z. B. Vorkaufsrecht, Milieuschutz, 
Akteur_innen, Konflikte), wurden entlang des Materials induktiv Unterkategorien und 
Unter-Unterkategorien zur differenzierten Strukturierung gebildet (z. B. Akteur_innen 
→ Politik → Bezirk, Senat, Bund). Die Kodierung und Strukturierung wurde mithilfe des 
Programms MAXQDA durchgeführt.

[4]	 Äquivalent zur Aufgabe der Gemeinden in Deutschland, liegt die Verantwortung zur 
Aufstellung von Bauleitplänen in Berlin bei den Bezirken: „Angelegenheiten, für die 
nach dem Baugesetzbuch die Gemeinde zuständig ist, werden von den Bezirken wahrge­
nommen, soweit nichts anderes bestimmt ist.“ (AGBauGB §1)

[5]	 Zossener Straße 48, Falckensteinstraße 33, Zossener Straße 18, Heimstraße 17, Ebeling
straße 16, Matternstraße 4, Cuvrystraße 44/ 45, Eckertstraße 15, Straßmannstraße 25.

[6]	 Proskauer Straße 36, Mariannenstraße 30, Pintschstraße 14.
[7]	 Eisenbahnstraße 2-3, Muskauer Straße 10.
[8]	 Obwohl Poulantzas von einem Kräfteverhältnis zwischen Klassen und Klassenfraktionen 

spricht und daher logischerweise auch von den subalternen Lohnabhängigen, bezieht 
er das Konzept Verdichtung eines Kräfteverhältnisses zentral auf die Organisation der 
herrschenden Klassen im und durch den Staat. Zur Sicherung der Hegemonie werden 
Interessen der Subalternen partiell in den Staat integriert, auch gegen Interessen einzelner 
Kapitalfraktionen (2002 [1978]: 171). 
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[9]	 Stand Oktober 2018 wurde die Hälfte der 32 Vorkäufe in Berlin in Friedrichshain-
Kreuzberg umgesetzt (1x Treptow-Köpenick, 4x Mitte, 4x Tempelhof-Schöneberg, 
6x Neukölln, 1x Pankow).
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„Let‘s buy back the neighborhood“. „Milieuschutz“ and 
„Vorkaufsrecht“ as approaches to a post-neoliberal housing 
supply in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg?

Current discussions in critical housing research are increasingly raising the 
question of political alternatives to neoliberal housing policy. The present 
article contributes to this debate and extends it empirically by examin­
ing market-restricting policies in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg. The 
paper analyses whether the urban policy instruments “Milieuschutzgebiete” 
(social environment protection) and “Vorkaufsrecht” (pre-emptive right 
of purchase) are adequate practices to de-commodify housing, as well as 
actors involved in and conflicts arising from the implementation of these 
regulations. Based on this, the policy is classified as a local post-neoliberal 
experiment that creates new networks of alternative knowledge produc­
tion. Drawing on state theoretical approaches, the paper argues that the 
search for post-neoliberal alternatives ought not to be limited to state-in­
stitutional achievements, but must take into consideration the democrati­
sation of social conditions.


